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Union und den Republiken unterstellt sind, ihre Pläne mit 
den örtlichen Machtorganen abstimmen müssen, soweit es 
die Bodennutzung, den Naturschutz, das Bauwesen, die 
Nutzung der Arbeitskräfteressourcen, die Konsumgüter, 
die soziale und kulturelle Betreuung und die Dienstleistun
gen für die Bevölkerung betrifft Diese Abstimmungen zu 
erreichen ist jetzt eine Aufgabe, von deren Lösung in be
deutendem Maße die Komplexität der Entwicklung unserer 
Wirtschaft abhängt. In gleichem Maße dient die Aktivie
rung der Rolle der örtlichen Sowjets bei der Erhöhung der 
Produktion von Lebensmitteln und anderen Waren für 
die Bevölkerung der Lösung dieser Probleme. Gerade hier 
liegen wie in keiner anderen Sphäre der Volkswirtschaft 
örtliche Möglichkeiten, örtliche Reserven spielen nirgends 
eine solche Rolle wie bei der Befriedigung der täglichen 
Bedürfnisse, der Befriedigung von Nachfragen der Ver
braucher und bei der Versorgung der Bürger.

Der entscheidende Fortschritt, der die Verstärkung der 
Wirksamkeit der Machtorgane charakterisiert, besteht 
darin, daß die Sowjets, indem sie selbständig Fragen von 
örtlicher Bedeutung entscheiden, weit über das hinaus
gehen, was gewöhnlich „örtliche Selbstverwaltung“ ge
nannt wird. Sie nutzen immer mehr die ihnen gegebenen 
Vollmachten, die mit der Teilnahme an der Lösung ge
samtstaatlicher Angelegenheiten, mit der Koordinierung 
und Kontrolle der Tätigkeit der Institutionen, die höheren 
Organen unterstellt sind, verbunden sind, und sie wirken 
eben als „Teil der obersten Macht“. Die Kommunistische 
Partei und vor allem ihr Zentralkomitee unterstützen auf 
jede Art und Weise diese Zielrichtung *in der Tätigkeit der 
Sowjets der Volksdeputierten.

Sowjets — Form der Verwirklichung 
der sozialistischen Demokratie

Die Sowjets als Form der Volksvertretung sind der Haupt
kanal für die Verwirklichung der sozialistischen Demokra
tie in der UdSSR. Deshalb hat die konsequente Verwirk
lichung der demokratischen Prinzipien in der Tätigkeit der 
Sowjets großen Einfluß auf die Erhöhung der Wirksamkeit 
der Volksmacht, auf die Effektivität des Funktionierens 
des gesamten sowjetischen politischen Systems. Eine ent
scheidende Rolle kommt dabei den Kommunisten unter 
den Deputierten zu. Von ihnen hängt in bedeutendem 
Maße ab, wie erreicht wird, daß jede Tagung eines Sowjets, 
jede Sitzung einer ständigen Kommission eine wirkliche 
Beratung von Menschen ist, die gemeinsam nach den be
sten Lösungen suchen. Das Wesen der Sowjetdemokratie 
besteht, wie es auf dem XXVI. Parteitag der KPdSU be
tont wurde, in dem Interesse jedes einzelnen an der gej 
meinsamen Sache, im Meinungsstreit, in der offenen und 
prinzipiellen Kritik und Selbstkritik und in der Erhöhung 
der gesellschaftlich-politischen Aktivität eines jeden Bür
gers.

Die Verfassung der UdSSR von 1977 verankerte gesetz
lich die demokratischen Hauptprinzipien der Tätigkeit der 
Sowjets: die Kollektivität, die freie und sachliche Bera
tung und Entscheidung aller Fragen, die Öffentlichkeit, die 
regelmäßige Rechenschaftslegung aller Organe der Sowjets 
und die umfassende Einbeziehung der Bürger in ihre 
Arbeit.

Die. verstärkte Auseinandersetzung mit auftretenden 
Unzulänglichkeiten, der Meinungsaustausch und die Suche 
nach den besten Lösungen im Verlauf der Sitzungen der 
Sowjets und der Beratungen der Exekutivkomitees wird 
durch Berichte und ergänzende Einschätzungen der ständi
gen Kommissionen unterstützt. Von Jahr zu Jahr festigt 
sich die Verbundenheit der Sowjets und ihrer Deputierten 
mit der Bevölkerung. Das wird besonders daran sichtbar, 
Welch große Aufmerksamkeit die Machtorgane der Erfül
lung erteilter Wähleraufträge widmen. In den Jahren 
1977 bis 1979 wurden mehr als 90 Prozent der Aufträge 
ausgeführt. Ebenso wichtig für die Verstärkung der Ar
beit der Sowjets unter den Massen sind die regelmäßigen 
Begegnungen der Deputierten mit den Wählern und ihre 
Rechenschaftslegungen vor den Arbeitskollektiven und der 
Bevölkerung. Beständig entwickelt sich vor allem das Zu
sammenwirken der Sowjets mit den Arbeitskollektiven, 
den Gewerkschaften, dem Komsomol und anderen Massen
organisationen. Jetzt geht es vor allem darum, den Nutz
effekt der geschaffenen und überall angewandten demo

kratischen Formen der Tätigkeit der Sowjets entscheidend 
zu erhöhen.

*

Die Festigung der Einheit von gesetzgebender, leitender 
und kontrollierender Tätigkeit, die immer aktivere Teil
nahme der örtlichen Machtorgane an der Lösung der ge
samtgesellschaftlichen Angelegenheiten, die weitere Ver
vollkommnung der demokratischen Formen ihrer Arbeit 
stellen also die charakteristischen Züge der gegenwärtigen 
Etappe der Entwicklung der Sowjets dar. Sie sind eines 
der wesentlichsten Elemente der wachsenden Wirksam
keit der sowjetischen Volksmacht.

Die Vervollkommnung des sozialistischen Demokratis
mus im Bereich des Staatsaufbaus wird ergänzt durch 
die ständige Entwicklung der Gewerkschafts- und Komso
moldemokratie, durch alle vielfältigen Formen der gesell
schaftlichen Aktivitäten der Werktätigen. Die Kommunisti
sche Partei ist Initiator und Führer dieser Entwicklung. 
Als zutiefst demokratische Organisation bemüht sie sich 
darum, daß jedes staatliche Organ, jede freiwillige Vereini
gung aktiv und unbedingt die übertragene Funktion erfüllt, 
auf wahrhaft demokratischer Grundlage wirkt und allseitig 
die Verbundenheit mit den Massen stärkt.

Und das ist auch in vollem Maße gesetzmäßig. Sind doch 
die Reserven für die Verstärkung des Wirkens der sowjeti
schen Demokratie in allen Bereichen der gesellschaftlichen 
Praxis noch lange nicht erschöpft. Die Sowjets der Volks
deputierten und unsere Öffentlichkeit verfügen über ein 
riesiges Potential. Je weiter wir den reifen Sozialismus 
entwickeln werden, seine ökonomische und soziale Struktur 
vervollkommnen, desto vollkommener müssen alle Mög
lichkeiten der sowjetischen Volksmacht erschlossen und 
genutzt werden. Zeit und Praxis haben ihre verschieden
sten Formen gründlich geprüft. Sie drücken die Zentral
linie der Erhöhung der Wirksamkeit unserer Demokratie 
aus: die Verstärkung der Aktivität der Sowjets als Organe 
der staatlichen Macht des ganzen Volkes, die Entwicklung 
aller Formen der Arbeit der gesellschaftlichen Organisa
tionen bei genauer Abgrenzung und gegenseitiger Abstim
mung ihrer Funktionen, das ständige Anwachsen der Rolle 
der Kommunistischen Partei als des führenden Kerns des 
sowjetischen politischen Systems.

Die Entwicklung unserer Volksmacht, die Praxis der 
Verwirklichung der neuen Verfassung der UdSSR im 
Leben belegt, daß die von der Partei erarbeitete Konzep
tion des reifen Sozialismus, der weiteren Vervollkomm
nung und Festigung des sozialistischen Staates des ganzen 
Volkes, aller Formen der Teilnahme der Werktätigen an 
der Leitung der gesellschaftlichen Angelegenheiten die 
wichtigsten Voraussetzungen unseres sicheren Vormarsches 
auf dem Wege des kommunistischen Aufbaus sind.
(Gekürzt aus Prawda vom 6. Oktober 1981, S. 2 f.; übersetzt 
von Rüdiger P a n t e l ,  Berlin; Überschrift und Zwischen
überschriften von der Redaktion NJ)
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lichkeit der Betriebe durch die Zivilrechtswissenschaft 
weiterhelfen.

♦

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß die zivil- 
rechtliche Fachliteratur mit dem Lehrbuch eine bedeuten
de Bereicherung erfahren hat. Es ist das Ergebnis lang
jähriger kontinuierlicher Forschungsarbeit und sowohl für 
die Studenten in der rechtswissenschaftlichen Hochschul
ausbildung als auch für Wissenschaft und Praxis eine 
wertvolle Hilfe. Das Verdienst der Autoren ist es, daß die 
Breite des Stoffes auf das Wesentliche konzentriert darge
stellt wurde und die einzelnen Kapitel theoretisch fundierte 
und für die wirksame Anwendung des Zivilrechts richtige 
Aussagen enthalten. 1 2 3

1 Lehrbuch Zivilrecht, Leitung und Gesamtredaktion J. Göhring/ 
M. Posch, 2 Teile, Staatsverlag der DDK, Berlin 1981, 749 Seiten, 
EVP (DDR): 49,50 M.

2 Vgl. z. B. G. Bley/Ch. Bogan, „Feststellung zivilrechtlicher 
Schuld im gerichtlichen Verfahren“, NJ 1980, Heft 12, S. 556 ff. 
und A. Marko (I), M. Posch (II), „Zur Prüfung des Verschuldens 
bei zivilrechtlichen Schadenersatzansprüchen“, NJ 1981, Heft 5, 
S. 229 f.

3 Vgl. E. Espig, „Valet der Verantwortung?“, Staat und Recht 1981, 
Heft 9, S. 830 ff. und die dort angegebene Literatur.


